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Auf der Grundlage von Artikel 16 des Statuts1 sind Beamte nach dem Ausscheiden aus dem 

Dienst verpflichtet, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile ehrenhaft und 

zurückhaltend zu sein. Ehemalige Beamte, die beabsichtigen, vor Ablauf von zwei Jahren 

nach ihrem Ausscheiden aus dem Dienst eine berufliche Tätigkeit aufzunehmen, müssen ihr 

Organ hiervon in Kenntnis setzen, damit das Organ diesbezüglich eine angemessene 

Entscheidung treffen und erforderlichenfalls eine Tätigkeit untersagen oder die Zustimmung 

mit angemessenen Auflagen erteilen kann.  

Nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts verbietet die Anstellungsbehörde ehemaligen höheren 

Führungskräften in den 12 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst grundsätzlich, im 

Bereich des Lobbyings oder der Beratung in Bezug auf das Personal ihres früheren Organs 

für ihre Unternehmen, Kunden oder Arbeitgeber in Angelegenheiten aktiv zu werden, in 

denen sie in den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit tätig waren. 

Nach Artikel 16 Absatz 4 des Statuts veröffentlichen alle Organe nach Maßgabe der 

einschlägigen Datenschutzvorschriften2 jährlich Informationen über die Umsetzung des 

Absatzes 3, einschließlich einer Liste der geprüften Fälle.  

Nachstehend erläutert die Kommission die von ihr zugrunde gelegten Kriterien, mit denen sie 

die Erfüllung ihrer Verpflichtung gewährleisten will, und legt ihre Analyse vor. Im Anhang 

zu dieser Mitteilung fasst die Kommission ihre Entscheidungen zusammen, die sie gemäß 

dieser Bestimmung erlassen hat. 

Die Kommission stützt sich dabei auf ihre Verpflichtung nach Artikel 16 Absatz 4 des Statuts 

in Verbindung mit den einschlägigen Datenschutzvorschriften3.  

                                                           
1  Zuletzt geändert durch die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1023/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 15).  

2  Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, 

Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG. 

3  Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, 



 

 

Die Kriterien für die Anwendung von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 

Definition von höheren Führungskräften 

Im Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 des Statuts sind folgende Personalkategorien betroffen:  

-  Generaldirektoren oder stellvertretende Generaldirektoren (einschließlich Beamte, die 

gemäß Artikel 7 Absatz 2 des Statuts vorübergehend mit der Verwaltung solcher Stellen 

betraut wurden) und Sonderberater, die diese Funktion während der letzten drei Jahre vor 

dem Ausscheiden aus dem Dienst wahrgenommen haben; 

- Direktoren (einschließlich Beamte, die gemäß Artikel 7 Absatz 2 des Statuts 

vorübergehend mit der Verwaltung einer solchen Stelle betraut wurden) und Hauptberater, 

die diese Funktion während der letzten drei Jahre vor dem Ausscheiden aus dem Dienst 

wahrgenommen haben;  

- Kabinettschefs, die diese Funktion während der letzten drei Jahre vor dem Ausscheiden 

aus dem Dienst wahrgenommen haben. 

Das Beschlussfassungsverfahren in Anwendung von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 

Erklärungen ehemaliger Führungskräfte über eine geplante Tätigkeit werden so bearbeitet 

wie entsprechende Erklärungen aller Personalkategorien. Als Adressat der Erklärung holt die 

Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit die Standpunkte der ehemaligen 

Dienststelle(n), in der/denen der ehemalige Beamte während der letzten drei Jahre seiner 

Dienstzeit beschäftigt war, des jeweiligen Kabinetts, des Generalsekretariats, des Juristischen 

Dienstes und des Gemeinsamen Ausschusses ein. Auf der Grundlage dieser Standpunkte trifft 

die Anstellungsbehörde die endgültige Entscheidung. 

Von ehemaligen Führungskräften gemeldete berufliche Tätigkeiten im Jahr 2020 

Im Jahr 2020 erließ die Kommission 33 Entscheidungen nach Artikel 16 des Statuts in Bezug 

auf Erklärungen, die von 22 ehemaligen Führungskräften eingereicht worden waren. Diese 

Erklärungen betrafen 45 berufliche Tätigkeiten. Einige Erklärungen bezogen sich auf mehr 

als eine Tätigkeit, sodass sich die entsprechende Entscheidung der Anstellungsbehörde auf 

alle beantragten Tätigkeiten erstreckte. 

Für die Zwecke der Berichterstattung und der statistischen Analyse wurden die Bereiche, die 

von den gemeldeten und nach dem Ausscheiden aus dem Dienst auszuübenden Tätigkeiten 

abgedeckt werden, in zehn verschiedene Kategorien eingeteilt.  

Von den 45 gemeldeten Tätigkeiten fielen 13 nicht in den zeitlichen Geltungsbereich von 

Artikel 16 Absatz 3 des Statuts, da sie erst nach mehr als 12 Monaten seit dem Ausscheiden 

der betreffenden ehemaligen Führungskräfte aus dem Dienst stattfanden. Von den 

32 Tätigkeiten, die in den oben genannten zeitlichen Geltungsbereich fielen, könnten 

15 Tätigkeiten im Sinne des Artikels 16 Absatz 3 des Statuts potenziell Lobbying oder 

                                                                                                                                                                                     
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG. 



 

 

Beratung in Bezug auf das Personal des früheren Organs durch die ehemalige höhere 

Führungskraft in Angelegenheiten, in denen sie in den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit 

tätig waren, beinhalten oder dazu führen. Hierauf wird nachstehend ausführlicher 

eingegangen.  

Das nachstehende Tortendiagramm gibt einen Überblick über die beruflichen 

Tätigkeitsbereiche ehemaliger höherer Führungskräfte, hinsichtlich derer die 

Anstellungsbehörde 2020 eine Entscheidung erlassen hat. 

 

Die von dem Bericht betroffenen beruflichen Tätigkeiten 

Bei den Tätigkeiten nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts handelt es sich um Tätigkeiten im 

Bereich des Lobbyings oder der Beratung in Bezug auf das Personal des früheren Organs der 

ehemaligen höheren Führungskraft für ihre Unternehmen, Kunden oder Arbeitgeber in 

Angelegenheiten, in denen sie in den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit tätig war. Diese 

Tätigkeiten werden von der Anstellungsbehörde in den 12 Monaten nach dem Ausscheiden 

aus dem Dienst grundsätzlich verboten. 

Die Kommission beschränkte ihre Analyse der 32 gemeldeten Tätigkeiten, die in den 

zeitlichen Anwendungsbereich von Artikel 16 Absatz des Statuts fielen, nicht auf diejenigen 

Tätigkeiten, deren alleiniger Zweck oder Hauptgegenstand Lobbying oder Beratung waren. 

Bestimmte Erklärungen betrafen Tätigkeiten, die – obgleich Lobbying oder Beratung zum 

Zeitpunkt der Erklärung ausgeschlossen waren – aufgrund ihrer Art potenziell Lobbying oder 

Beratung im Sinne von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts beinhalten oder dazu führen. In 

solchen Fällen dehnte die Kommission die Analyse aus, um diesen Möglichkeiten Rechnung 

zu tragen und die gemeldete Tätigkeit im Rahmen von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts zu 

bewerten.  

Was Tätigkeiten betrifft, die nicht in den zeitlichen Geltungsbereich von Artikel 16 Absatz 3 

des Statuts fallen, oder Tätigkeiten, die nicht (auch nicht potenziell) zu Lobbying oder 
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Beratung führen könnten, kann die Anstellungsbehörde gegebenenfalls andere 

Beschränkungen wie Beschränkungen beruflicher Kontakte mit ehemaligen Kollegen, 

Verpflichtungen hinsichtlich der Nichtbearbeitung bestimmter Dossiers oder im 

Zusammenhang mit der Verschwiegenheitspflicht und der Geheimhaltungspflicht auferlegen 

und hat dies auch getan. Diese Tätigkeiten fallen jedoch nicht in den Anwendungsbereich 

dieses Berichts, der ausschließlich auf der Berichterstattungspflicht nach Artikel 16 Absatz 4 

des Statuts beruht. 

Die Kommission stellt darüber hinaus klar, dass die vorliegenden Informationen Tätigkeiten 

betreffen, die gemeldet und tatsächlich ausgeübt wurden. Im Einklang mit den geltenden 

gesetzlichen Bestimmungen umfassen diese Informationen keine eingegangenen 

Erklärungen, die Tätigkeiten betreffen, die aufgrund ihrer Art kein Lobbying oder keine 

Beratung beinhalten oder dazu führen könnten.  

Die vorliegende Mitteilung umfasst die siebte Jahresinformation der Kommission über die 

Umsetzung von Artikel 16 Absatz 4 des Statuts.  

Zahl der betroffenen Tätigkeiten 

In Anbetracht der Tatsache, dass sich eine Erklärung auf mehrere Tätigkeiten beziehen kann, 

werden die vorliegenden Informationen gebündelt für die von ein und demselben ehemaligen 

Bediensteten angegebenen Tätigkeiten dargestellt, um einen umfassenden Überblick zu 

geben. 

Analyse  

Die vorliegenden Informationen umfassen die Fälle, in denen die Anstellungsbehörde im 

Jahr 2020 nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts eine Entscheidung erlassen hat. 

Die Kommission erhielt keine Erklärung über eine Tätigkeit, die innerhalb des ersten Jahres 

nach dem Ausscheiden aus dem Dienst ausgeübt wird und deren alleiniger Zweck oder 

Hauptgegenstand Lobbying oder Beratung ist. Somit gab es auch keine entsprechende 

Entscheidung der Anstellungsbehörde. 

Der Kommission liegen jedoch Erklärungen zu 15 geplanten Tätigkeiten (von acht 

ehemaligen Führungskräften) vor, die Tätigkeiten betreffen, die – obgleich Lobbying oder 

Beratung zum Zeitpunkt der Erklärung ausgeschlossen waren – aufgrund ihrer Art 

insbesondere künftig potenziell Lobbying oder Beratung im Sinne von Artikel 16 Absatz 3 

des Statuts beinhalten oder dazu führen könnten. Die Anstellungsbehörde hielt es daher für 

zweckmäßig, diese besonderen Tätigkeiten wie vorstehend erläutert im Rahmen von 

Artikel 16 Absatz 3 des Statuts zu bewerten. Dies hat die Anstellungsbehörde dazu 

veranlasst, in einer bedingten Zustimmung ein Lobbying- oder Beratungsverbot zu 

verhängen. In anderen Fällen, die in den zeitlichen Anwendungsbereich von Artikel 16 

Absatz 3 des Statuts fallen, erinnerte die Anstellungsbehörde die ehemaligen Führungskräfte 

daran, künftig die Bestimmungen des Artikel 16 Absatz 3 des Statuts zu beachten. 

Die 15 Entscheidungen über gemeldete Tätigkeiten, die im Jahr 2020 im Einklang mit 

Artikel 16 Absatz 3 des Statuts erlassen wurden, sind nachstehend zusammengefasst.  



 

 

Zusammenfassung der einschlägigen Entscheidungen der Anstellungsbehörde im Jahr 

2020: 

Ausscheiden aus dem Dienst: 30. September 2020 

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Herr Klaus-Dieter BORCHARDT  

Ehemaliger stellvertretender Generaldirektor der GD ENER 

Ehemaliger Direktor in der GD ENER  

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Selbstständige Beratungstätigkeit zu allen Aspekten des EU-Rechts und der EU-Politik mit 

Beratungsleistungen, die über sein Unternehmen KDB.results SPRL ausschließlich für die 

Anwaltskanzlei Baker & McKenzie erbracht werden.  

___________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Herr Borchardt beantragte die Genehmigung, im Rahmen einer selbstständigen 

Beratungstätigkeit zu allen Aspekten des EU-Rechts und der EU-Politik über sein 

Unternehmen KDB.results SPRL ausschließlich für die Anwaltskanzlei Baker & McKenzie 

Beratungsleistungen zu erbringen. 

Die Anstellungsbehörde erteilte Herrn Borchardt unter bestimmten Bedingungen ihre 

Genehmigung zur Ausübung der gemeldeten Tätigkeit. Darüber hinaus forderte die 

Anstellungsbehörde ihn ausdrücklich auf, der Kommission mitzuteilen, wann und ob er 

beabsichtigt, eine andere Tätigkeit (bzw. Gruppe von Tätigkeiten) auszuüben. Folglich muss 

mit Ausnahme der Tätigkeit für die Anwaltskanzlei Baker & McKenzie jede neue Tätigkeit, 

die in den zwei Jahren nach dem Ausscheiden aus dem Dienst im Rahmen seines 

Unternehmens ausgeübt wird, gemeldet und gesondert genehmigt werden.   

Darüber hinaus wurden für diese Tätigkeit folgende Auflagen festgelegt: 

- Als ehemalige Führungskraft darf Herr Borchardt nach Artikel 16 Absatz 3 des 

Statuts während eines Zeitraums von 12 Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem 

Dienst im Namen seines Unternehmens oder von dessen Kunden kein Lobbying oder 

keine Beratung gegenüber dem Personal der Kommission in Angelegenheiten 

auszuüben, in denen er in den letzten drei Jahren seiner Dienstzeit tätig war. 

- Herr Borchardt darf in einem Zeitraum von zwei Jahren nach seinem Ausscheiden aus 

dem Dienst im Namen von Baker & McKenzie oder dessen Mandanten keine 

beruflichen Kontakte zum Personal der GD ENER aufnehmen, insbesondere keine 

Kontakte, die auf Lobbying und Beratung abzielen. 

- Während eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Ausscheiden aus dem Dienst 

darf Herr Borchardt nicht an denjenigen spezifischen Dossiers und Projekten, für die 

er in den letzten drei Jahren seiner Dienstzeit verantwortlich war, arbeiten oder Baker 

& McKenzie oder dessen Mandanten dazu beraten. 



 

 

- Herr Borchardt hat gegenüber seinen Gesprächspartnern deutlich zu machen, dass er 

diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt oder die 

Interessen der Kommission vertritt. In diesem Zusammenhang sollte er davon 

absehen, seine frühere Position bei der Europäischen Kommission mit seiner neuen 

Rolle und seinen neuen Aufgaben für Baker & McKenzie oder dessen Mandanten in 

Verbindung zu bringen. 

- Herr Borchardt muss sich zudem jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, von denen er während seiner Dienstzeit Kenntnis erhalten hat, 

enthalten, es sei denn, diese Informationen sind bereits veröffentlicht oder der 

Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf 

Herr Borchardt keine vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art 

nutzen, die er möglicherweise während seiner Dienstzeit erworben hat und die noch 

nicht veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

- Herr Borchardt wurde darauf hingewiesen, dass er nach Artikel 16 Absatz 1 des 

Statuts weiterhin verpflichtet ist, bei der Annahme bestimmter Tätigkeiten oder 

Vorteile von einem neuen Arbeitgeber oder dessen Mandanten ehrenhaft und 

zurückhaltend zu sein. In diesem Zusammenhang darf Herr Borchardt keine 

Beratungs- oder sonstige Tätigkeit für seinen neuen Arbeitgeber oder dessen 

Mandanten zu bestimmten Dossiers oder Angelegenheiten ausüben (z. B. Aufträge, 

Finanzhilfen, Fälle, Forderungen, Untersuchungen, laufende 

Gesetzgebungsverfahren), an denen er in erheblichem Maße persönlich beteiligt war, 

wodurch er sich auf noch nicht veröffentlichte Informationen stützen würde, die er 

während seiner Dienstzeit erhalten hat. 

Herr Borchardt wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 

  



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 5. Januar 2020 – in unbezahltem Urlaub aus persönlichen 

Gründen seit dem 1. Juni 2016 

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Frau Ruxandra DRAGHIA-AKLI 

Ehemalige stellvertretende Generaldirektorin der GD ENER 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Leiterin für globale Forschung und Entwicklung im Bereich öffentliche Gesundheit weltweit, 

Johnson & Johnson (J&J) 

___________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Frau Draghia-Akli beantragte die Genehmigung, als Leiterin für globale Forschung und 

Entwicklung im Bereich öffentliche Gesundheit weltweit für Johnson & Johnson (J&J) tätig 

zu werden.  

Die Anstellungsbehörde hat Frau Draghia-Akli die Genehmigung erteilt, diese Tätigkeit unter 

folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Als ehemalige Führungskraft darf Frau Draghia-Akli nach Artikel 16 Absatz 3 des 

Statuts während eines Zeitraums von 12 Monaten nach ihrem Ausscheiden aus dem 

Dienst im Namen von Johnson & Johnson für ihr Unternehmen, ihre Kunden oder 

ihre Arbeitgeber kein Lobbying oder keine Beratung gegenüber dem Personal der 

Kommission in Angelegenheiten auszuüben, in denen sie in den letzten drei Jahren 

ihrer Dienstzeit tätig war. 

- Frau Draghia-Akli darf während eines Zeitraums von 24 Monaten nach dem 

Ausscheiden aus dem Dienst (d. h. nach Ihrer förmlichen Kündigung) nicht persönlich 

an einem Auftrag beteiligt sein, der eine Beziehung zwischen der Kommission und 

dem Gemeinsamen Unternehmen „Initiative Innovative Arzneimittel“ (IMI JU) 

bedingt. 

- Frau Draghia-Akli hat gegenüber ihren Gesprächspartnern deutlich zu machen, dass 

sie diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt oder 

die Interessen der Kommission vertritt. 

- Frau Draghia-Akli muss sich zudem jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, von denen sie im Rahmen ihrer Aufgaben Kenntnis erhält, enthalten, 

es sei denn, diese Informationen sind bereits veröffentlicht oder der Öffentlichkeit 

zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf Frau Draghia-Akli 

keine vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art nutzen, die sie 

möglicherweise während ihrer Dienstzeit erworben hat und die noch nicht 

veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

Frau Draghia-Akli wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 30. September 2019 

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Herr Stefano MANSERVISI 

Ehemaliger Generaldirektor der GD DEVCO 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEITEN 

Seit März 2020 Mitglied des wissenschaftlichen Ausschusses der Stiftung Real Instituto 

Elcano in Madrid für einen Zeitraum von 5 Jahren. 

Externer Berater bei der Bill & Melinda Gates Foundation in Seattle. 

Berater des stellvertretenden Generaldirektors der Organisation der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO). 

Gastdozent für den European Council on Foreign Relations (ECFR). 

Vorsitzender des Verwaltungsrats für den Globalen Fonds für Engagement und 

Widerstandsfähigkeit der Allgemeinheit (GCERF). 

Selbstständiger Berater der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (OECD). 

Assistent des ehemaligen Präsidenten der Europäischen Kommission Juncker als 

Ehrenpräsident der Stiftung „La Verticale Africa-Med-Europe“ (AME). 

Unabhängiger leitender Berater beim Europäischen Friedensinstitut. 

__________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Herr Manservisi beantragte die Genehmigung zur Durchführung der oben genannten 

Tätigkeiten.  

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Manservisi die Genehmigung unter folgenden 

Bedingungen erteilt: 

Als ehemalige Führungskraft darf Herr Manservisi gemäß Artikel 16 Absatz 3 des 

Statuts während eines Zeitraums von 12 Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem 

Dienst im Namen der oben genannten Einrichtungen kein Lobbying bzw. keine 

Beratung gegenüber dem Personal der Kommission in Angelegenheiten ausüben, für 

die er in den letzten drei Dienstjahren zuständig war. Insbesondere in Bezug auf die 

Tätigkeit bei La Verticale Africa-Med-Europe darf er während eines Zeitraums von 

12 Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst nicht nur gegenüber dem 

Personal der Kommission, sondern auch gegenüber den Mitgliedern des Kollegiums 

kein Lobbying bzw. keine Beratung ausüben, damit die praktische Wirksamkeit der 

gleichen Verpflichtung, die dem ehemaligen Präsidenten Juncker für die gleiche 

Tätigkeit auferlegt wurde, gewahrt bleibt.  



 

 

- Während eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Zeitpunkt der Versetzung in den 

Ruhestand darf Herr Manservisi sich nicht an Anfragen oder Anträgen auf 

Finanzierung oder Mittelzuweisung seitens der GD DEVCO zugunsten der genannten 

Einrichtungen beteiligen. Er darf auch nicht versuchen, die GD DEVCO in 

irgendeiner Weise zu beeinflussen, auch nicht durch die Erstellung von Unterlagen. 

- Während eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Zeitpunkt der Versetzung in den 

Ruhestand darf Herr Manservisi im Namen der oben genannten Einrichtungen keine 

(direkten oder indirekten) beruflichen Kontakte mit seinen früheren 

Kolleginnen/Kollegen in der GD DEVCO unterhalten. 

- Herr Manservisi hat seinen Gesprächspartnern gegenüber auch deutlich zu machen, 

dass er diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt 

oder die Interessen der Kommission vertritt. 

- Herr Manservisi muss sich zudem jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, von denen er während seiner Dienstzeit Kenntnis erhalten hat, 

enthalten, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind der 

Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf 

Herr Manservisi keine vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art 

nutzen, die er möglicherweise während seiner Dienstzeit erworben hat und die noch 

nicht veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

Herr Manservisi wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 

  



 

 

________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 31. Dezember 2019 

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Frau Ann METTLER 

Ehemalige Leiterin des Europäischen Zentrums für politische Strategie (EPSC) / der Aktion 

„Inspirieren, Diskutieren, Engagieren und Maßnahmen anschieben“ (IDEA) 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Leitende Direktorin für Europa bei Gates Ventures. 

___________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Frau Mettler beantragte die Genehmigung zur Ausübung der Tätigkeit der leitenden 

Direktorin für Europa bei Gates Ventures in Brüssel (Belgien).  

Die Anstellungsbehörde hat Frau Mettler die Genehmigung erteilt, diese Tätigkeit unter 

folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Als ehemalige Führungskraft darf Frau Mettler gemäß Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 

während eines Zeitraums von 12 Monaten nach ihrem Ausscheiden aus dem Dienst 

im Namen von Gates Ventures kein Lobbying bzw. keine Beratung gegenüber dem 

Personal der Kommission in Angelegenheiten ausüben, für die sie in den letzten drei 

Dienstjahren zuständig war.  Dieses Verbot bezieht sich nicht auf ihre Tätigkeit für 

die interdisziplinäre Forschung, Kooperationsprojekte und die Organisation von 

Denkanstöße gebenden Seminaren und Veranstaltungen, die den Schwerpunkt von 

EPSC/IDEA bilden. Es gilt nur für Angelegenheiten, in denen sie ausnahmsweise die 

Zuständigkeit für bestimmte Dossiers, Fälle, Beschlüsse oder Legislativvorschläge 

wahrgenommen hat. Das Verbot des Lobbyings wirkt sich nicht auf den allgemeinen 

Austausch von öffentlich zugänglichen Informationen bzw. über diese Informationen 

aus, z. B. in Sitzungen oder Podiumsdiskussionen. 

- Frau Mettler hat gegenüber ihren Gesprächspartnern auch deutlich zu machen, dass 

sie diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt oder 

die Interessen der Kommission vertritt. 

- Frau Mettler muss sich ferner jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, die sie während ihrer Dienstzeit erhalten hat, enthalten, es sei denn, 

diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind der Öffentlichkeit 

zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf Frau Mettler keine 

vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art nutzen, die sie 

möglicherweise während ihrer Dienstzeit erworben hat und die noch nicht 

veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

Frau Mettler wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts hingewiesen. 

  



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 30. Juni 2019 

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Frau Margaret Megan RICHARDS  

Ehemalige Direktorin in der GD ENER 

Ehemalige Hauptberaterin in der GD CNECT 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEITEN 

Beraterin bei FIPRA. 

Beraterin bei Cambre Associates. 

Beiratsmitglied der Vereinigung SmartEn. 

___________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Frau Richards beantragte die Genehmigung zur Durchführung der oben genannten 

Tätigkeiten. 

Die Anstellungsbehörde hat Frau Richards die Genehmigung unter folgenden Bedingungen 

erteilt: 

- Als ehemalige Führungskraft darf Frau Richards gemäß Artikel 16 Absatz 3 des 

Statuts während eines Zeitraums von 12 Monaten nach ihrem Ausscheiden aus dem 

Dienst im Namen der oben genannten Einrichtungen oder ihrer Kunden kein 

Lobbying oder keine Beratung gegenüber dem Personal der Kommission in 

Angelegenheiten ausüben, in denen sie in den letzten drei Dienstjahren tätig war. 

- Frau Richards darf zusätzlich zu dem oben angeführten Zeitraum von 12 Monaten für 

weitere 12 Monate im Namen der oben genannten Einrichtungen oder deren 

Unternehmen oder Kunden keine beruflichen Kontakte zum Zweck von Lobbying 

oder Beratung mit dem Personal der Kommission in Angelegenheiten unterhalten, für 

die sie in den letzten drei Dienstjahren zuständig war. 

- Frau Richards hat gegenüber ihren Gesprächspartnern auch deutlich zu machen, dass 

sie diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt oder 

die Interessen der Kommission vertritt. 

- Frau Richards muss sich ferner jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, die sie während ihrer Dienstzeit erhalten hat, enthalten, es sei denn, 

diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind der Öffentlichkeit 

zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf Frau Richards 

keine vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art nutzen, die sie 

möglicherweise während ihrer Dienstzeit erworben hat und die noch nicht 

veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

- Frau Richards wurde darauf hingewiesen, dass sie nach Artikel 16 Absatz 1 des 

Statuts weiterhin verpflichtet ist, bei der Annahme bestimmter Tätigkeiten oder 

Vorteile von einem neuen Arbeitgeber oder dessen Kunden ehrenhaft und 



 

 

zurückhaltend zu sein. In diesem Zusammenhang darf Frau Richards keine Beratungs- 

oder sonstige Tätigkeit für die genannten Einrichtungen oder deren Kunden zu 

bestimmten Dossiers oder Angelegenheiten ausüben (z. B. Aufträge, Finanzhilfen, 

Fälle, Forderungen, Untersuchungen, laufende Gesetzgebungsverfahren), an denen sie 

in erheblichem Maße persönlich beteiligt war, wodurch sie sich auf noch nicht 

veröffentlichte Informationen stützen würde, die sie während ihrer Dienstzeit erhalten 

hat. 

Frau Richards wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 

  



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 30. Dezember 2019 – Abordnung außerhalb des Organs seit 

dem 1. Januar 2018 

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Herr Roberto RIDOLFI 

Ehemaliger Direktor in der GD DEVCO 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Präsident von LINK 2007. 

___________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Herr Ridolfi beantragte die Genehmigung zur Ausübung der Tätigkeit als ehrenamtlicher 

Präsident von LINK 2007, einem gemeinnützigen Verein, der auf Initiative von 

Nichtregierungsorganisationen (NRO) für internationale Zusammenarbeit und Solidarität 

gegründet wurde. 

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Ridolfi die Genehmigung erteilt, diese Tätigkeit unter 

folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Als ehemalige Führungskraft darf Herr Ridolfi gemäß Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 

während eines Zeitraums von 12 Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst 

im Namen von LINK 2007 oder der angeschlossenen NRO kein Lobbying bzw. keine 

Beratung gegenüber dem Personal der Kommission in Angelegenheiten ausüben, für 

die er in den letzten drei Dienstjahren zuständig war. 

- Herr Ridolfi darf während eines Zeitraums von 24 Monaten nach seinem Ausscheiden 

aus dem Dienst im Namen im Namen von LINK 2007 oder der angeschlossenen NRO 

keine beruflichen Kontakte mit dem Personal seiner ehemaligen GD unterhalten. 

- Herr Ridolfi darf sich in den ersten zwei Jahren nach seinem Ausscheiden aus dem 

Dienst in keiner Weise an Anträgen auf Finanzierung aus Programmen und Projekten 

beteiligen, die im Zeitraum 2017-2019 in seinem Verantwortungsbereich als Direktor 

der GD DEVCO lagen. Insbesondere darf er nicht versuchen, die GD DEVCO in 

dieser Hinsicht in irgendeiner Weise zu beeinflussen, beispielsweise auch nicht durch 

die Erstellung von Unterlagen für LINK 2007 und/oder deren angeschlossene 

Einrichtungen.  

- Herr Ridolfi hat gegenüber seinen Gesprächspartnern auch deutlich zu machen, dass 

er diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt oder 

die Interessen der Kommission vertritt. 

- Herr Ridolfi muss sich zudem jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, von denen er während seiner Dienstzeit Kenntnis erhalten hat, 

enthalten, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind der 

Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf 

Herr Ridolfi keine vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art 

nutzen, die er möglicherweise während seiner Dienstzeit erworben hat und die noch 

nicht veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 



 

 

Herr Ridolfi wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts hingewiesen.



 

 

______________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 31. August 2019  

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Herr Michel SERVOZ 

Ehemaliger leitender Berater des Europäischen Zentrums für politische Strategie (EPSC) 

Ehemaliger Generaldirektor der GD EMPL 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Leitender Berater für die Anwaltskanzlei Gide Loyrette Nouel. 

___________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Herr Servoz beantragte die Genehmigung zur Ausübung der Tätigkeit als leitender Berater 

für die Anwaltskanzlei Gide Loyrette Nouel in Brüssel. Die Tätigkeit umfasst die Beratung 

von Mandanten zu europäischen Vorschriften und Fragen in den Bereichen transatlantische 

Handelspolitik, digitale Regulierung, Datenschutz und Umweltrecht. 

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Servoz die Genehmigung erteilt, diese Tätigkeit unter 

folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Als ehemalige Führungskraft darf Herr Servoz gemäß Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 

während eines Zeitraums von 12 Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst 

im Namen seines Unternehmens, seiner Mandanten oder Arbeitgeber kein Lobbying 

bzw. keine Beratung gegenüber dem Personal der Kommission in Angelegenheiten 

ausüben, für die er in den letzten drei Dienstjahren zuständig war. 

- Herr Servoz hat gegenüber seinen Gesprächspartnern auch deutlich zu machen, dass 

er diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt oder 

die Interessen der Kommission vertritt. 

- Herr Servoz muss sich zudem jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, von denen er während seiner Dienstzeit Kenntnis erhalten hat, 

enthalten, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind der 

Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf 

Herr Servoz keine vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art 

nutzen, die er möglicherweise während seiner Dienstzeit erworben hat und die noch 

nicht veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

- Herr Servoz wurde darauf hingewiesen, dass er nach Artikel 16 Absatz 1 des Statuts 

weiterhin verpflichtet ist, bei der Annahme bestimmter Tätigkeiten oder Vorteile von 

einem neuen Arbeitgeber oder dessen Mandanten ehrenhaft und zurückhaltend zu 

sein. In diesem Zusammenhang darf Herr Servoz keine Beratungs- oder sonstige 

Tätigkeit für seinen neuen Arbeitgeber oder dessen Mandanten zu bestimmten 

Dossiers oder Angelegenheiten ausüben (z. B. Aufträge, Finanzhilfen, Fälle, 

Forderungen, Untersuchungen, laufende Gesetzgebungsverfahren), an denen er in 

erheblichem Maße persönlich beteiligt war, wodurch er sich auf noch nicht 

veröffentlichte Informationen stützen würde, die er während seiner Dienstzeit erhalten 

hat. 



 

 

Herr Servoz wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts hingewiesen. 



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 31. Juli 2020  

__________________________________________________________ 

BETROFFENE PERSON 

Herr Rudolf STROHMEIER 

Ehemaliger Generaldirektor des Amts für Veröffentlichungen der Europäischen Union 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEITEN 

Berater bei der Anwaltskanzlei Cornelius, Bartenbach, Haesemann & Partnern 

Geschäftsführer des Unternehmens SEUC/STROHRU EU Consulting 

___________________________________________________________ 

ENTSCHEIDUNG  

Herr Strohmeier beantragte die Genehmigung zur Durchführung der oben genannten 

Tätigkeiten. 

 

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Strohmeier die Genehmigung erteilt, diese Tätigkeiten 

unter folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Als ehemalige Führungskraft darf Herr Strohmeier gemäß Artikel 16 Absatz 3 des 

Statuts während eines Zeitraums von 12 Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem 

Dienst im Namen der oben genannten Einrichtungen oder deren Mandanten kein 

Lobbying oder keine Beratung gegenüber dem Personal der Kommission in 

Angelegenheiten ausüben, in denen er in den letzten drei Dienstjahren tätig war. 

- In den ersten 24 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst darf Herr 

Strohmeier im Namen der oben genannten Einrichtungen oder ihrer Mandanten bzw. 

Kunden keine beruflichen Kontakte zum Amt für Veröffentlichungen der 

Europäischen Union aufnehmen. 

- Herr Strohmeier wurde darauf hingewiesen, dass er nach Artikel 16 Absatz 1 des 

Statuts weiterhin verpflichtet ist, bei der Annahme bestimmter Tätigkeiten oder 

Vorteile von einem neuen Arbeitgeber oder dessen Mandanten bzw. Kunden 

ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. In diesem Zusammenhang darf Herr Strohmeier 

keine Beratungs- oder sonstige Tätigkeit für seinen neuen Arbeitgeber oder dessen 

Kunden bzw. Mandanten zu bestimmten Dossiers oder Angelegenheiten ausüben 

(z. B. Aufträge, Finanzhilfen, Fälle, Forderungen, Untersuchungen, laufende 

Gesetzgebungsverfahren), an denen er in erheblichem Maße persönlich beteiligt war, 

wodurch er sich auf noch nicht veröffentlichte Informationen stützen würde, die er 

während seiner Dienstzeit erhalten hat. 

- Herr Strohmeier muss sich zudem jeder nicht genehmigten Verbreitung von 

Informationen, von denen er während seiner Dienstzeit Kenntnis erhalten hat, 

enthalten, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind der 

Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang darf 

Herr Strohmeier keine vertraulichen Erkenntnisse politischer oder strategischer Art 

nutzen, die er möglicherweise während seiner Dienstzeit erworben hat und die noch 

nicht veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich sind. 



 

 

- Herr Strohmeier hat gegenüber seinen Gesprächspartnern auch deutlich zu machen, 

dass er diese Tätigkeit als Privatperson ausübt und in keiner Weise den Standpunkt 

oder die Interessen der Kommission vertritt. 

Herr Strohmeier wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen.  


